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Diskussion über Ankunftszentrum 

Landtags-Grüne begrüßen Mannheim als möglichen Nachfolgestandort 

Uli Sckerl: Ankunftszentrum Ja – Abschiebezentrum nach der Methode 

Seehofer – Nein! 

 

Bei der Diskussion über die Einrichtung eines Ankunftszentrums nach dem Heidelberger-

Modell haben sich die Landtags-Grünen für Mannheim als möglichen Nachfolgestandort 

ausgesprochen.  „Bevor die Standortfrage letztendlich geklärt wird, müssen aber alle 

Argumente auf den Tisch gelegt werden. Dies geht nur, wenn Stadt und Land sich einig 

werden“, so der Innen-Experte der Fraktion GRÜNE, Uli Sckerl. Die Mannheimer Grünen-

Landtagsabgeordnete Elke Zimmer fügt hinzu: „Ich begrüße den direkten und offenen 

Austausch zwischen unserem Oberbürgermeister Peter Kurz und Minister Thomas Strobl. 

Derzeit erstellt das Land eine Machbarkeitsstudie für ein solches Zentrum. Die Ergebnisse 

dieser Studie gilt es abzuwarten und dann auf dieser Grundlage eine Entscheidung zu 

treffen, die sowohl die berechtigten Interessen Mannheims, als auch die Aufgaben des 

Landes bei der Aufnahme von Geflüchteten berücksichtigt.“ 

  

Sckerl: „Wir befürworten die Position der Stadt Mannheim, die Einrichtung eines 

Registrierungszentrums nach dem Heidelberger Modell zu prüfen und unterstützen die 

städtische Erklärung. Für ein Ankunftszentrum sprechen viele Gründe:  Mit Heidelbergberg 

hat das Land ausgesprochen gute Erfahrungen gemacht. Wenn Asylanträge von Menschen 

aus denselben Herkunftsländern zentral an einem Ort bearbeitet werden, wird die 

Verfahrensdauer erheblich verkürzt. Die Vorgänge gehen Hand in Hand.“ Wer eine gute 

Bleibeperspektive hat, muss nicht ewig in Massenunterkünften ausharren, sondern kann 

nach der Zuweisung in eine Kommune viel früher mit dem Start in einen neuen 

Lebensabschnitt beginnen, so Sckerl. „Wir wissen: Integration klappt dann, wenn es eine 

Perspektive gibt.  Je früher Flüchtlinge eigene Wohnungen beziehen und Zugang zu 

Integrationskursen und Arbeitsmöglichkeiten erhalten, desto besser finden sie sich in 

unserer Gesellschaft zurecht.“  

  

Die Einrichtung eines der umstrittenen Ankerzentren lehnen beide Grünen-Abgeordneten 

hingegen entschieden ab. „Aufenthalte in Massenunterkünften sind unzumutbar. Sie 

verdammen die Untergebrachten zum Warten und Nichtstun ohne Arbeit, ohne Sprachkurs, 

ohne Integration“, so Sckerl. Eine fehlende Bleibeperspektive sei ein Nährboden für Konflikte 

und Kriminalität – sowohl im Lager als auch in der näheren Umgebung. Außerdem sei zu 

befürchten, dass die Untergebrachten  kaum Kontakt zu Ehrenamtlichen und Rechtsberatern 

erhielten. „Bis ihr Asylantrag geprüft ist, wären sie im Massenlager eingepfercht – im 

schlimmsten Fall sind sie 18 Monate auf sich allein gestellt. Die Erfahrungen aus dem 

Transitzentrum Manching bei Ingolstadt lassen nichts Gutes hoffen“, sagt Sckerl. 

  

  
  

 


